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Allgemeine Finanzausgleichsumlage in Baden Württemberg  
 
 
Prof. Dr. Deubel schlägt im Rahmen seines Gutachtens zur Fortschreibung des kommunalen 
Finanzausgleichs in Sachsen-Anhalt nach 2013 zur Stärkung extrem steuerschwacher Ge-
meinden in steuerschwachen Verbandsgemeinden und in umlageschwachen Landkreisen die 
Einführung einer allgemeinen Finanzausgleichsumlage nach dem Vorbild von Baden-
Württemberg vor. Es gilt die dortige Regelung zu analysieren. Wir haben Kontakt aufge-
nommen zum Gemeindetag Baden-Württemberg.  
 
Entsprechende Regelung findet sich in § 1a FAG (BW) 
 

„§ 1 a 
Finanzausgleichsumlage 

 
(1) Das Land erhebt von den Gemeinden und Landkreisen jährlich eine Finanzausgleichsum-
lage. 
 
(2) Die Finanzausgleichsumlage beträgt 22,10 Prozent der Bemessungsgrundlagen. Sie er-
höht sich bei Gemeinden für jeweils 1 Prozent, um das die Steuerkraftmesszahl (§ 6) 60 Pro-
zent der Bedarfsmesszahl (§ 7) übersteigt, um 0,06 Prozent, höchstens jedoch auf 32 Prozent. 
 
(3) Bemessungsgrundlagen sind 
 
1.  bei den Gemeinden die Steuerkraftsummen (§ 38 Abs. 1); 
2.  bei den Landkreisen der sich nach § 38 Abs. 2 Nr. 2 und 3 ergebende Teilbetrag der Steu-

erkraftsummen; 
3.  bei den Stadtkreisen für die Umlage nach Absatz 2 Satz 1 die Steuerkraftsummen (§ 38 

Abs. 3), für die Umlage nach Absatz 2 Satz 2 der sich nach § 38 Abs. 3 Nr. 1 und 2 erge-
bende Teilbetrag der Steuerkraftsummen. 

 
(4) Die von den kreisangehörigen Gemeinden aufzubringende Finanzausgleichsumlage wird 
von den Landkreisen an das Land entrichtet. Die kreisangehörigen Gemeinden haben die Fi-
nanzausgleichsumlage an den Landkreis zu zahlen. Der Landkreis kann für rückständige Be-
träge Verzugszinsen in Höhe von 2 vom Hundert über dem jeweiligen Basiszinssatz fordern.“ 
 

 Damit wird die Finanzausgleichsumlage von allen Kommunen im Land mit Rück-
griff auf die zwischen den kommunalen Gruppen in der Zusammensetzung divergie-
renden Steuerkraftsummen erbracht. 

 Sie beträgt mindestens 22,1 Prozent und höchstens 32 Prozent. Denn die Erhöhung 
gemäß § 1a Abs. 2 Satz 2 ist so geregelt, dass für jeweils 1 Prozent, um das die Steu-
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